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Änderung der Verordnung über die sonderpädagogische Förderung, den Hausunterricht 
und die Schule für Kranke (Ausbildungsordnung sonderpädagogische Förderung - AO-
SF)

Beschlussvorschlag:

Die Änderung der Verordnung über die sonderpädagogische Förderung, den 
Hausunterricht und die Schule für Kranke (Ausbildungsordnung sonderpädagogische 
Förderung - AO-SF) wird gem. Vorlage-Nr.14/219 zur Kenntnis genommen. 

Finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt (lfd. Jahr):

Produktgruppe:

Erträge: Aufwendungen:

Veranschlagt im (Teil-)Ergebnisplan /Wirtschaftsplan

Einzahlungen: Auszahlungen:

Veranschlagt im (Teil-)Finanzplan /Wirtschaftsplan

Bei Investitionen: Gesamtkosten der Maßnahme:

Jährliche ergebniswirksame Folgekosten:

Die gebildeten Budgets werden unter Beachtung der Ziele eingehalten

L u b e k
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Zusammenfassung:

Aufgrund des Ersten Gesetzes zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention 
(9. Schulrechtsänderungsgesetz) vom 05. November 2013 war die Verordnung über die 
sonderpädagogische Förderung, den Hausunterricht und die Schule für Kranke 
(Ausbildungsordnung - AO-SF) an die neue Rechtslage anzupassen. Die Anpassung 
erfolgte durch die 8. Verordnung zur Änderung der AO-SF. Diese trat am 11. Oktober 
2014 in Kraft. 

Zu dem Entwurf der Änderungsverordnung hatten LVR und LWL gemeinsam im Februar 
2014 Stellung genommen. In ihrer Stellungnahme hatten LVR und LWL es insbesondere 
für problemtisch gehalten, dass der seit dem 01. August 2013 bestehende 
Rechtsanspruch auf U 3 Betreuung nicht für Kinder, die einen Förderschulkindergarten 
besuchen wollen, umgesetzt wird und statt dessen die Kinder weiterhin  erst mit Beginn 
des vierten Lebensjahres in einen Förderschulkindergarten aufgenommen werden sollten.    

Aufgrund der Änderung kann ein Kind nunmehr bereits nach Vollendung des ersten 
Lebensjahres in einem Förderschulkindergarten oder einer Kindertageseinrichtung mit 
Unterstützung durch die Förderschule gefördert werden, soweit die personellen und 
sächlichen Voraussetzungen erfüllt sind. 

Eine aktuelle Abfrage im Dezember 2014 an diesen LVR-Schulen zeigte, dass die 
Betreuung von U 3 Kindern im Förderschulkindergarten von den Eltern weiterhin 
nachgefragt wird. Die Mehrheit der Schulleitungen gab an, angesichts der personellen und 
sächlichen Ausstattung jedoch erst Kinder nach Vollendung des zweiten Lebensjahres 
aufnehmen zu können. Zur Begründung führten sie aus, dass zum einen 
sonderpädagogisches Personal (Landesbedienstete) fehle, zum anderen aber auch 
pflegerisches Personal. Darüber hinaus sei die sächliche Ausstattung an die U 3 Kinder 
anzupassen (z.B. Wickelmöglichkeiten, Spielmaterial, Ruheräume). 

Die Verwaltung wird den Bedarf hinsichtlich der personellen und sächlichen Ausstattung 
im Rahmen der U 3 Betreuung in den LVR-Förderschulkindergärten prüfen und die 
notwendigen Ressourcen im Rahmen der Haushaltsmittel bereitstellen.            
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Begründung der Vorlage Nr. 14/219

Mit Wirkung vom 11. Oktober 2014 trat die 8. Verordnung zur Änderung der Verordnung 
über die sonderpädagogische Förderung, den Hausunterricht und die Schule für Kranke 
(Ausbildungsordnung - AO-SF) vom 29. September 2014 in Kraft (Anlage 1). 
Im Folgenden werden die aus Sicht des LVR wesentlichen Änderungen der Verordnung 
dargestellt.  

1.  Allgemeines

Im Wesentlichen beruht die AO-SF auf drei gesetzlichen Ermächtigungsgrundlagen.

Sie 
regelt die Voraussetzungen und das Verfahren zur Feststellung des Bedarfs an 

sonderpädagogischer Unterstützung sowie zur Festlegung der Förderschwerpunkte 
und Benennung geeigneter Schulen einschließlich der Beteiligung der Eltern und 
die Vergaben der Abschlüsse (§ 19 Absatz 8 SchulG i. d. F. des 9. Schulrechts-
änderungsgesetzes),
ist Ausbildungs-und Prüfungsordnung im Sinne von § 52 Absatz 1 SchulG,

regelt den Stufenaufbau der Förderschulen und der Schulen für Kranke (§ 10 

Absatz 6 SchulG).

Die bisherige AO-SF wurde 2005 erlassen und seit dem mehrfach geändert. Aufgrund des 
Ersten Gesetzes zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention 
(9.Schulrechtsänderungsgesetz) war die AO-SF an die neue Rechtslage anzupassen. Im 
Januar 2014 legte das Ministerium für Schule und Weiterbildung des Landes NRW den 
Änderungsentwurf vor und forderte die Landschaftsverbände zur Stellungnahme gem. 
§ 77 SchulG auf. Mit Schreiben vom 17. Februar 2014 nahmen LVR und LWL gemeinsam 
zu dem Entwurf der Änderungsverordnung Stellung (Anlage 2). Einige Anregungen der 
beiden Verbände wurden im weiteren Verfahren aufgegriffen, andere nicht, siehe hierzu  
im Einzelnen unter 2.. 

2.  Im Besonderen

2.1  Aufbau und Gliederung der AO-SF

Die gesetzliche Vorgabe des 9. Schulrechtsänderungsgesetzes, die allgemeine Schule als 
den Ort zu bestimmen, an dem die sonderpädagogische Förderung in der Regel 
stattfindet, führte dazu, dass Aufbau und Gliederung der AO-SF geändert wurden. Die 
inklusive Bildung wurde dementsprechend in § 1 AO-SF vorangestellt.

2.2  Stufenaufbau der Förderschulen

Der Gesetzgeber hat im 9. Schulrechtsänderungsgesetz entschieden, die Schulpflicht in 
der Primarstufe und der Sekundarstufe I einheitlich (mit Ausnahme der Gymnasien) für 



3

alle Schülerinnen und Schüler an allgemeinen Schulen und Förderschulen auf 10 Jahre 
festzulegen. Um die Lernorte aufeinander abzustimmen, war der teilweise geänderte 
Stufenaufbau erforderlich. Davon unberührt bleibt die individuelle Verweildauer. Für die 
zieldifferente Förderung im Bildungsgang Geistige Entwicklung bleibt es – unabhängig von 
der Schulpflicht – weiterhin bei 11 Jahren. Für den Förderschwerpunkt Geistige 
Entwicklung umfasst der Bildungsgang mit der Berufspraxisstufe generell wie bisher auch 
die Sekundarstufe II. Entsprechende Regelungen enthält nunmehr § 9 AO-SF. 

LVR und LWL hatten bereits in ihrer Stellungnahme (noch zu § 8 des Entwurfs) 
angemerkt, dass die Förderschulen mit den Förderschwerpunkten Hören und 
Kommunikation, Körperliche und motorische Entwicklung und Sehen in allen drei 
Bildungsgängen unterrichten (Allgemein, Lernen und Geistige Entwicklung) und sich eine 
elfjährige Schulbesuchsdauer an den genannten Schulen bewährt habe. Eine Verkürzung 
der Schulbesuchsdauer auf 10 Jahre sahen beide Verbände im Hinblick auf die 
Schullaufbahn, das Alter bei der Schulentlassung, die dann noch zu erfüllende Schulpflicht 
sowie die nachschulischen Perspektiven als kritisch an. In der Begründung wurde 
nunmehr klargestellt, dass die Auflösung der bisherigen Eingangsklassen nicht bedeute, 
das schulische Angebot einzuschränken, sondern die bisher dort geleistete pädagogische 
Arbeit im Rahmen der Schuleingangsphase fortgeführt wird, deren Besuch bis zu drei 
Jahre dauert.         

Keine Berücksichtigung fand die Einlassung beider Verbände, dass es dem Anliegen vieler 
Eltern widerspricht, deren Kind mit dem Förderschwerpunkt Geistige Entwicklung die 
allgemeine Schule besucht hat, dass ihrem Kind nach Ende der allgemeinen Schule (11 
Jahre) nur der Wechsel in eine Berufspraxisstufe an einer Förderschule für Geistige 
Entwicklung bleibt. 

2.3  Entscheidung über Bedarf an sonderpädagogischer Unterstützung, Förderschwer-
punkt und Förderort

Aufgrund der Änderung des Schulgesetzes liegt das Initiativrecht bei der Feststellung des 
Bedarfs an sonderpädagogischer Unterstützung in der Regel in der Hand der Eltern. Dem 
folgt die AO-SF in den §§ 10 ff  im Verfahren zur Entscheidung über den Bedarf an 
sonderpädagogischer Unterstützung, Förderschwerpunkte und Förderort. 

Grundsätzlich stellen die Eltern über die allgemeine Schule einen Antrag auf Eröffnung 
des Verfahrens zur Feststellung des Bedarfs an sonderpädagogischem 
Unterstützungsbedarf. Nur in Ausnahmefällen kann eine allgemeine Schule den Antrag 
unter Angabe der wesentlichen Gründe stellen. Unklar ist, worauf LVR und LWL bereits in 
ihrer Stellungnahme hinwiesen, in welchen Fällen, über die in § 12 Absatz 1 Nr.  1 und  2 
AO-SF genannten Ausnahmefälle (im Entwurf noch § 11) hinaus die allgemeine Schule 
antragsberechtigt sein soll. Eine Klarstellung, in welchen Fällen dies im Rahmen einer 
zielgleichen Beschulung möglich ist, wäre aus Sicht beider Verbände hilfreich gewesen, ist 
aber nicht erfolgt.      

LVR und LWL merkten in ihrer Stellungnahme (noch zu § 12 Absatz 6 des Entwurfes) 
weiter kritisch an, dass es nicht ausreichend sei, dass Eltern nur auf ihren eigenen 
Wunsch zu einem Gespräch von der Schulaufsicht eingeladen werden. Eltern (z.B. aus 
bildungsfernen Milieus und/oder mit Migrationshintergrund), die nicht in der Lage seien, 



4

aktiv einen solchen Wunsch zu äußern, hätten andernfalls keine Möglichkeit zu einem 
Gespräch. Der Hinweis wurde aufgenommen und der Entwurf entsprechend geändert. Die 
Schulaufsicht lädt die Eltern nunmehr – wie bereits in der Vergangenheit – in jedem Fall 
zu einem Gespräch ein (§ 13 Absatz 6), und zwar unabhängig davon, ob die Eltern zuvor 
einen entsprechenden Wunsch geäußert haben. 

Nach § 16 Absatz 1 AO-SF schlägt die Schulaufsicht den Eltern mit Zustimmung des 
Schulträgers mindestens eine allgemeine Schule vor, an der gemeinsames Lernen 
eingerichtet ist. Bei  zielgleicher Förderung ist es eine Schule der von den Eltern 
gewählten Schulform. Beide Landschaftsverbände erachteten es bereits in ihrer 
Stellungnahme (noch zu § 15 des Entwurfes) für notwendig, dass verbindliche Kriterien 
für allgemeine Schulen, an denen gemeinsames Lernen eingerichtet ist bzw. für 
Schwerpunktschulen definiert werden. Im Sinne der Inklusion müsse den Eltern eine 
wohnortnahe Schule angeboten werden.
In die AO-SF wurden diese Anregungen nicht aufgenommen, geändert wurde aber durch 
die Verordnung zur Änderung von Ausbildungs-und Prüfungsordnungen vom 26. März 
2014 die Ausbildungsordnung für die Grundschule (AO-GS) und die Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung für die Sekundarstufe I (APO-S I). In §  1 Absatz 2 AO-GS wurde als 
neuer Satz eingefügt, dass Kinder mit festgestelltem Bedarf an sonderpädagogischer 
Unterstützung Anspruch haben auf Aufnahme in die von der Schulaufsicht 
vorgeschlagene, ihrer Wohnung nächstgelegene Grundschule der gewünschten Schulart, 
an der Gemeinsames Lernen eingerichtet ist. In die APO-S I wurde aufgenommen, dass 
an Schulen mit einem Angebot zum Gemeinsamen Lernen eine Aufnahmekapazität für 
Schülerinnen und Schüler mit festgestelltem Bedarf an sonderpädagogischer 
Unterstützung festgelegt werden kann. Übersteigt die Zahl der Anmeldungen zur Schule 
diese Aufnahmekapazität, haben Schülerinnen und Schüler Vorrang, für die diese Schule 
als Förderort vorgeschlagen wird.              

2.4  Pädagogische Frühförderung  

Nach dem Änderungsentwurf wurden Kinder – wie in der Vergangenheit – erst mit Beginn 
des vierten Lebensjahres in einem Förderschulkindergarten aufgenommen. LVR und LWL 
hielten es in ihrer Stellungnahme für problematisch, dass der seit dem 01. August 2013 
bestehende Rechtsanspruch auf U 3 Betreuung in NRW nicht für Kinder umgesetzt wird, 
die einen Förderschulkindergarten besuchen wollen. Eine Erhebung des LVR an den LVR-
Förderschulen hatte im November 2013 ergeben, dass in etwa 25 - 30 Fällen Eltern 
hörgeschädigter Kinder den dringenden Bedarf an U 3 Betreuung anmeldeten. 

Es ist deshalb zu begrüßen, dass die AO-SF insoweit geändert wurde. Nunmehr heißt es 
in § 22 Absatz 2 Satz 3 AO-SF: „Soweit die personellen und sächlichen Voraussetzungen 
erfüllt sind, kann auch ein Kind nach Vollendung des ersten Lebensjahres in einem 
Förderschulkindergarten oder einer Kindertageseinrichtung mit Unterstützung durch die 
Förderschule gefördert werden.“ Die Aufnahme von Kindern unter drei Jahren in einen 
Förderschulkindergarten oder eine Kindertageseinrichtung mit Unterstützung durch die 
Förderschule steht somit unter dem Vorbehalt der personellen und sächlichen 
Voraussetzungen. Daneben stellt nunmehr § 22 Absatz 2 Satz 4 klar, dass hör- und 
sehgeschädigte Kinder ab Vollendung des ersten Lebensjahres wie alle anderen Kinder 
nach Maßgabe von § 24 des SGB VIII Anspruch auf Förderung in Tageseinrichtungen oder 
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in der Kindertagespflege haben. Damit wird auch für Kinder mit einer Hör- oder 
Sehschädigung ab dem zweiten Lebensjahr ein grundsätzliches Wahlrecht eingeräumt. 
Dieses Wahlrecht ermöglicht die Aufnahme in einen Förderschulkindergarten oder eine 
Kindertageseinrichtung, in der das Kind pädagogische Unterstützung durch die 
Förderschule erhält. 

Förderschulkindergärten bestehen an den LVR-Förderschulen Hören und Kommunikation 
(LVR-David-Hirsch-Schule in Aachen, LVR-Gerricus-Schule in Düsseldorf, LVR-
Förderschule in Essen, LVR-Max-Ernst-Schule in Euskirchen, LVR-Luise-Leven-Schule in 
Krefeld, LVR-Johann-Joseph-Gronewald-Schule in Köln). Eine aktuelle Abfrage im 
Dezember 2014 an diesen LVR-Schulen zeigte, dass die Betreuung von U 3 Kindern im 
Förderschulkindergarten von den Eltern weiterhin nachgefragt wird. Bis auf die LVR-Max-
Ernst-Schule liegen für alle Förderschulkindergärten der LVR-Schulen Anfragen und 
Interessenbekundungen  von Eltern mit U 3 Kindern vor. 
Im Einzelnen:

Schule Anzahl 
der Plätze

Anfragen/Interesse 
der Eltern nach U 3 
Betreuung 

Ab Vollendung des 
1. Lebensjahres und ab 
Vollendung des 2. 
Lebensjahres   

Aachen 24 2 2 ab 2. Lebensjahr 
Düsseldorf 12 3 Ab 1. und 2. Lebensjahr  
Essen 30 5 Keine Angabe
Euskirchen 12 Keine 
Krefeld 25 13 3 ab 1.Lebensjahr 
Köln 44 2 1 ab 1. Lebensjahr

Die Mehrheit der Schulleitungen gab an, angesichts der personellen und sächlichen 
Ausstattung jedoch erst Kinder nach Vollendung des zweiten Lebensjahres aufnehmen zu 
können. Zur Begründung führten sie aus, dass zum einen sonderpädagogisches Personal 
(Landesbedienstete) fehle, zum anderen aber auch pflegerisches Personal. Darüber 
hinaus sei die sächliche Ausstattung an die U 3 Kinder anzupassen (z.B. 
Wickelmöglichkeiten, Spielmaterial, Ruheräume). Die Verwaltung wird den Bedarf 
hinsichtlich der personellen und sächlichen Ausstattung im Rahmen der U 3 Betreuung in 
den LVR-Förderschulkindergärten prüfen und die notwendigen Ressourcen im Rahmen der 
Haushaltsmittel bereitstellen.            

2.5  Bildungsgänge und Abschlüsse

Für die bisher in den §§ 21 bis 36 AO-SF geregelten Bildungsgänge wurde erstmals 
bestimmt, zu welchem Abschluss der Unterricht in den einzelnen Förderschwerpunkten 
führt (siehe jetzt §§ 22 bis 41 AO-SF). In der AO-SF werden nunmehr die Bildungsgänge 
getrennt von den Förderschwerpunkten ausgewiesen. Dies ist notwendig, weil die 
allgemeine Schule der Regelförderort ist und die Eltern wissen müssen, ob ihr Kind 
zielgleich oder zieldifferent lernt und welchen Abschluss es erwerben kann. 
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Gemäß § 39 Absatz 3 AO-SF erfüllen Schülerinnen und Schüler mit dem 
Förderschwerpunkt Geistige Entwicklung die Berufsschulpflicht in der Berufspraxisstufe. 
LVR und LWL merkten hierzu bereits in ihrer Stellungnahme (noch zu § 38 des Entwur-
fes) an, dass auch für Schülerinnen und Schüler mit dem Förderschwerpunkt Geistige 
Entwicklung der Besuch eines allgemeinen Berufskollegs möglich sein muss und der 
Besuch der Berufspraxisstufe zur Erfüllung der Berufsschulpflicht nicht nur in Verbindung 
mit dem Wechsel an eine Förderschule mit dem Förderschwerpunkt Geistige Entwicklung 
möglich sein kann. Diese Einlassung fand keine Berücksichtigung.

Lubek 
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